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Einleitung  
 

 
 
Durch die zunehmende Globalisierung der Märkte dynamisieren sich Handel, Finanzströme und technische Entwicklungen. Es wird mächtige Gewinner und ohnmächtige Verlierer geben. Dies betrifft ganze Staaten und einzelne Menschen. 
 

 
 
Bei den Banken und Börsen wird weltweit jeden Monat das Wertvolumen des gesamten Weltvermögens durch die Finanzkanäle der Märkte geleitet. Diese Finanzströme bewirken Zahlungsausgleiche, jedoch zugleich auch eine dynamische Umverteilung von Vermögen. Nach dem Oxfam-Bericht von 2018 besitzen mittlerweile 1% der Weltbevölkerung so viel wie die übrigen 99%. 
 

 
 
Inwieweit sind Zentralbanken - und damit unser Geldsystem -, Banken und Börsen an dieser Vermögensumverteilung beteiligt? 
 

 
 
Egal, ob man Akteur oder Verweigerer ist, ganz gleich, ob man Profiteur oder Verlierer ist, das System dreht sich immer schneller und dreht alle mit. Niemand kann es anhalten oder wirklich aussteigen. Niemand kann die nächste Finanzkrise und die darauf folgende Wirtschaftskrise wirklich verhindern. 
 

 
 
Bei diesem Finanzsystem kann Geld mit Geld gemacht werden. Das ist verführerisch. Immer wieder gehen verantwortliche Akteure vom Finanzmarkt 
 
gesetzeswidrig mit den angehäuften Milliarden-Vermögen der unwissenden Kunden in risikoreiche Finanzgeschäfte. Oder es wird versucht mit Falschversprechungen von schwindelerregenden Renditen an das Geld anderer zu kommen. Im letzteren Fall ist jedoch bei Beratungserfolg eine gewisse Gier auf beiden Seiten daran beteiligt. 
 

 
 
Politiker und verantwortliche Manager aus dem Finanzwesen stellen Fakten und Zusammenhänge des Finanzsystems häufig so dar, als basieren diese auf Naturgesetze. Aus gewisser Sicht haben Wettergeschehen und Wirtschaftsgeschehen gewisse Parallelen - nach einem Unwetter wird sicherlich irgendwann einmal wieder die Sonne scheinen. 
 

 
 
Zu guter Letzt scheinen insgesamt jedoch Banken und Börsen zumindest eine Gemeinsamkeit mit Spielcasinos zu haben: Langfristig gewinnen diese immer.
 

 
 

 
 
Das Buch gibt in möglichst knappen Darstellungen und nachvollziehbaren Modellrechnungen Antworten auf die Fragen:
 
 
 
- Welche wesentlichen Aufgaben haben Banken und Börsen im Finanzsystem? 
 

 
 
- Mit welchem Finanzvolumen wird an den verschiedenen Finanzmärkten gehandelt? 
 

 
 
- Was sind die möglichen Defekt-Stellen im Finanzsystem und gibt es Alternativen? 
 

 
 
- Welche Faktoren haben zu Finanzkrisen und Wirtschaftskrisen geführt und was 
 
 waren die Folgen? 
 

 
 
- Wie ist das Weltvermögen verteilt und welche Entwicklungen sind hierbei zu 
 
 beobachten? 
 

 
 
- Welche Wirkungsmomente haben die Finanzströme bei der 
 
 Vermögensumverteilung? 
 

 
 
- Werden Markt und Börse zu einem Computerspiel, an dessen Ende einer alles 
 
 gewinnen wird? 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

    
        1.0 Banken und Börsen

    
 
 
Banken und Börsen stehen sich in der Finanzwirtschaft bekanntermaßen sehr nahe. Die Kernaufgaben von Banken sind Dienstleistungen im Kapital-, Kredit- und Zahlungsverkehr. 
 

 
 
An Börsen werden Wertpapiere, Devisen und Waren nach dem Prinzip von Angebot und Nachfrage gehandelt. Auf Grundlage der Handelszahlen werden die amtlichen Kurse berechnet und bekanntgegeben.
 

 
 
Banken und Börsen unterliegen in Deutschland der Aufsicht durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Bafin). Die Bafin beaufsichtigt auf Grundlage staatlicher Regulierungsvorgaben Banken, Versicherungen sowie den Handel mit Wertpapieren. 
 

 
 
Auf europäischer und außer-europäischer Ebene existieren weitere internationale Aufsichtsinstitutionen.
 

 
 

 
 

 
 
Links:  
 
Bafin: www.bafin.de 
 
Bankenaufsicht der EU: www.eba.europa.eu 
 
Bank für Internationalen Zahlungsausgleich: www.bis.org
 

 
 

 
 

 
 

 

    
        1.1 Banken

     
 
Prinzipiell lassen sich Banken in folgende Arten unterscheiden:
 
- Banken für das Kreditgeschäft 
 
- Banken für die Verwaltung von Spareinlagen
 
- Banken für die Verwahrung und den Handel mit Wertpapieren und Devisen
 

 
 
Zudem lassen sie sich in drei Bankentypen einteilen:
 
- Öffentlich-rechtliche Banken
 
- Genossenschaftsbanken
 
- Privatbanken
 

 
 

 
 
Die Kunden von Banken werden unterteilt in:
 
- Standard Privatkunden 
 
- Vermögende Privatkunden
 
- Firmenkunden
 
- Staaten und Gebietskörperschaften 
 
- Banken (Interbankenhandel)
 

 
 

 
 
In Deutschland ist die Deutsche Bundesbank allen Banken übergeordnet. Für das Betreiben einer Bank ist eine Banklizenz notwendig. 
 

 
 
Als Zentralbank (Nationalbank) übernimmt die Deutsche Bundesbank Aufgaben der deutschen Geld- und Währungspolitik. Eine der Kernaufgaben von Zentralbanken ist die Ausgabe von Banknoten. Diese Banken werden auch als Notenbanken bezeichnet.
 

 
 
Banknoten werden in Deutschland in der Bundesdruckerei gedruckt. 
 

 
 
Zentralbanken sind verantwortlich für die Stabilität der Preise und Landeswährungen. 
 
Sie halten Währungsreserven und verleihen anderen Banken Geld zu einem durch sie selbst festgelegten Leitzins. Ihre Aufgabe ist es zudem, untergeordnete Banken zu beaufsichtigen.
 

 
 
Bekannte nationale Zentralbanken anderer Staaten:
 
- USA: Federal Reserve (Fed)
 
- Großbritannien: Bank of England 
 
- Frankreich: Banque de France 
 

 
 
Übergeordnete Zentralbanken sind zum Beispiel:
 
- Europäische Zentralbank (EZB) 
 
- Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ)
 
- Weltbank (World Bank)
 

 
 

 
 
Innerhalb der Europäischen Union ist die Europäische Zentralbank den nationalen Zentralbanken der EU-Staaten übergeordnet. 
 

 
 
Die EZB ist bestimmend für die europäische Geld- und Währungspolitik, legt den Leitzins für den Euro-Raum fest, genehmigt die Ausgabe von Banknoten, verwaltet Währungsreserven und beaufsichtigt die Banken der EU.
 

 
 
Als Weltbank (World Bank) wird eine mehr-spartige internationale Entwicklungsbank-Organisation bezeichnet, die ihren Hauptsitz in der amerikanischen Hauptstadt Washington hat. Sie ist Teil der Vereinigten Nationen (UN). 
 
Eine bekannte Teilorganisation dieser Bank ist die Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung. 
 
Sie diente nach dem Zweiten Weltkrieg anfangs wesentlich der Stabilisierung des durch den Krieg zerstörten Europas. 
 

 
 
Ein wichtiger Wert für die marktrelevante Größeneinordnung von Banken ist das Handelsvolumen. Das Handelsvolumen allein der Deutschen Bank in London betrug 2018 etwa 1.100 Milliarden EUR täglich. 
 

 
 
Wichtige Großkunden und Handelsobjekte von Banken sind: 
 
- Notenbanken: Geldreserven aufstocken 
 
- Länder und Bundesländer: Absicherung gegen Zinsschwankungen 
 
- Unternehmen: Fremdwährungen 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
Links:
 
EZB: www.ecb.europa.eu/ecb/html/index.de.html
 
Fed: www.federalreserve.gov 
 
Word Bank: www.worldbank.org 
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        1.2 Finanzkrise 2007

    
 
 
Es begann im August 2007 mit der Immobilienkrise in den USA. 
 

 
 
Der Subprime-Markt (Hypothekendarlehen-Markt) kam ins Wanken und die daraus entstehende Krise internationalisierte sich. Auch in anderen Ländern wie Spanien, Irland oder Island entwickelte sich zeitgleich eine ähnliche Immobilienblase. 
 

 
 
Ursache und Wirkung lassen sich in komplexen Systemen nicht immer ganz klar trennen. Dieses als Anmerkung bezüglich der nachfolgenden Listungen in der Sache. 
 

 
 

 
 
Die Ursachen der Krise waren:
 
- Geringe Bonität (Rückzahlkraft) vieler US-Kreditnehmer 
 
- Zu geringe Eigenkapitalquote der Immobilienkäufer 
 
- Starker Anstieg nur zu Spekulationszwecken gebauter Immobilien
 

 
 
- Verkauf fauler Hypothekenkredite in Form verbriefter US-Wertpapiere (Derivate), 
 
 mit einer 1a-Rating-Bewertung AAA versehen, 
 
 an europäische und asiatische Banken
 

 
 
- Fehleinschätzung und -Beratung auf Grundlage guter Rating-Bewertung auf 
 
 Grundlage vermeintlicher Immobilien-Sicherheit 
 
- Weltweiter Anstieg des Handels mit undurchsichtigen Finanzprodukten 
 
 (Wertpapiere)
 
- Zins-Anstieg bei den Interbankfinanzkrediten 
 
- Versagen der Aufsichtsbehörden und der Politik 
 
- Im Zuge steigender Kreditzinsen fielen vermehrt Kredit-Rückzahlungen aus 
 
- Durch eine steigende Zunahme von Zwangsversteigerungen kam es zur Anhäufung 
 
 von bankseitigen Verlusten
 
 
 
Daraus entwickelte sich in den folgenden Monaten eine globale Banken- und Finanzkrise und endete beinahe in einer Weltwirtschaftskrise. 
 

 
 
Die Folgen waren:
 
- Die Immobilienpreise in den USA und anderswo fielen haltlos und rasant
 
- Der Handel mit Verbriefungen kam zum Erliegen 
 
- Zusammenbruch der amerikanischen Großbank Lehman Brothers am 15. 
 
 September 2008
 

 
 
- Verstaatlichung von Banken 
 
- Erhöhung der Staatsverschuldungen durch die Übernahme oder Rettung der 
 
 Pleite-Banken.
 
- Zusammenbruch der Bauwirtschaft 
 

 
 
- Folge-Insolvenzen auch in anderen Branchen (zum Beispiel in den USA der 
 
 Autohersteller General Motors) 
 
- Wirtschaftliche Rezession und Vertrauensverlust bezüglich Papiergeldwährungen
 
- Anstieg der Gefahr von Staatsinsolvenzen (zum Beispiel Griechenland, 2009) 
 

 
 
- Gegen zahlreiche Herausgeber (in der Regel Banken) von Verbriefungen wurden 
 
 hohe Bußgelder ausgesprochen
 

 
 

 
 
Der Internationale Währungsfonds (IWF) schätzt die weltweit entstandenen Wertpapierverluste im Zusammenhang mit der Krise auf zirka 4.000 Milliarden US-Dollar. Das entspricht etwa dem deutschen Bruttoinlandsprodukt eines Jahres. 
 
Der reale Gesamtverlust durch krisenbedingte Firmeninsolvenzen, Arbeitsplatzverluste und dergleichen liegt sicherlich weit höher. 
 

 
 
Zur Vermeidung von drohenden Bankinsolvenzen wurden in vielen Ländern sogenannte Bad Banks geschaffen. Diesen staatlichen oder Bank-eigenen Bad Banks wurden die faulen Kredite zugewiesen, die vor der Krise in Form verbriefter Wertpapiere (Derivate, Zertifikate) von Banken herausgegeben worden waren. Die Haftung und die Kreditausfallrisiken für die Bad Banks wurde entsprechend dieser 
 
politischen Verfahrensentscheidung von den Steuerzahlern übernommen. 
 
Die Steuerzahler tragen damit letztendlich die Folgen negativ verlaufender Spekulationsgeschäfte. Sie zahlen damit zudem Teile der bereits ausgekehrten Gewinnausschüttungen, Provisionen und Boni von Aktionären, Wertpapierhändlern und Bankmanagern, die für diese Krise verantwortlich waren. 
 

 
 

 
 
Aussichten:
 
Mit ursächlich für die Krise 2007 waren billige Kredite. Mit Hilfe der nachfolgenden Niedrigzinspolitik in der EU und den USA werden die angehäuften Verschuldungen abgebaut und angestrebt, die Investitions- und Konsum-Bereitschaft von Unternehmen und Bürgern zu heben. Allerdings waren billige Kredite ursächlich mit Auslöser der Krise von 2007.
 

 
 
 
 

 
 
Links:
 
IWF: www.imf.org 
 
Finanz-Krise 2007: www.planet-wissen.de/gesellschaft/wirtschaft/boerse/pwiefinanzkrise100.html
 

 
 
Die gefährlichsten Banken der Welt: www.fondsprofessionell.de/news/unternehmen/headline/und-die-gefaehrlichsten-banken-der-welt-2017-sind-138900/newsbild/2/
 

 
 

 
 

 
 

 

    
        1.3 Bankenkrisen nach 2010

    
 
 
Auch nach der Krise von 2007 bleiben Meldungen über Bankenkrisen nicht aus. Diese Meldungen kommen aus Ländern wie: Irland, Italien, Portugal, Spanien und Zypern. In Deutschland kam 2016 die Deutsche Bank wieder in den Fokus der Krisenbeobachtung. 
 

 
 
Die Ursachen für die Krisen sind unterschiedlich: Da ist zum eine die Niedrigzinspolitik, die Zahlungen von hohen Geldstrafen wegen Gesetzesverstöße 
 
(insbesondere in den USA) und die aus den Kreditschwemmen resultierenden Finanzierungen von absurden Projekten. 
 

 
 
Und im Jahr 2018 kam es wegen absurder Kreditvergabepraktiken zum Aus für die HSH-Nordbank, der öffentlich-rechtlichen Landesbank von Hamburg und Schleswig-Holstein. Sie entstand 2003 aus einer Fusion der Landesbanken von Hamburg und Schleswig-Holstein. Eine auch international tätige Bank für Geschäftskunden mit Finanzierungsschwerpunkt in den Bereichen Immobilien und Transport. 
 

 
 
Im Bankenkrisenjahr 2008 musste die bundeslandeigene HSH bereits durch Steuergelder im erheblichen Maße gestützt werden. Die Bank war durch massive Kreditverluste und Anhäufung wertlos gewordener Finanzprodukte in eine 
 
Bankrott-Situation geraten. Zudem wurden Bilanzmanipulationen und Untreue festgestellt und gerichtlich verhandelt. 
 

 
 
Es ist ein Aberwitz, dass diese öffentlich-rechtliche Bank sich 2015 bei der Staatsanwalt Köln durch Zahlung von 22 Millionen Euro von einem Verfahren wegen Beihilfe zur Steuerhinterziehung freikaufte. Die HSH hatte vermögende Kunden dabei geholfen, am Fiskus vorbei Gelder über Luxemburg nach Panama zu transferieren. Empfänger in Panama waren Briefkastenfirmen. 
 
Skandal: Staatliche Banken helfen bei der Steuerhinterziehung und begehen Steuergeldverschwendung. 
 
Zudem wird das Heimatland Luxemburg von Jean-Claude Junker (Präsident der Europäischen Kommission, zuvor Finanzminister und Premierminister in Luxemburg) 
 
ja nicht selten genannt, im Zusammenhang mit zweifelhaften Geldtransfers und zweifelhafter Steuer-Paradise innerhalb der EU. 
 

 
 
Insgesamt sind die Hauptursachen für den Niedergang der HSH Nordbank: 
 
Riskante Finanzgeschäfte, vor allem zu Letzt die hohen Verluste bei den Schiffsfinanzierungen. 
 

 
 
In den letzten Jahren hatte die HSH Reedereien Kredite in Milliardenhöhe für den Bau von Transportschiffen gewährt. Ein super großes Containerschiff mit 15.000 TEU zum Beispiel kostet in der Herstellung rund 150 Millionen Euro. Bei der Hamburger Werft Blohm & Voss oder der Kieler Werft HDW werden Schiffe mit einer Kapazität von zirka 3.000 Teu gebaut. In einer vereinfachten Rechnung würden sich bei drei Milliarden EUR Kredit daraus eine Baufinanzierung von 100 Containerschiffen ergeben. Würden alle Meeranrainer-Länder in gleicher Weise investieren, ergäbe sich daraus weltweit der Bau von 5.000 neuen Containerschiffen, 
 
die mit Sicherheit niemand braucht. 
 

 
 
Diese Fehlinvestitionen auf einem stagnierenden Seefrachttransportmarkt trieb reihenweise Hamburger Reedereien wie zum Beispiel die Hamburger Traditionsreederei Rickmers oder den Reeder Bernd Kortüm in die Pleite. Damit fallen auch die Rückzahlungen der vergebenen Kredite aus.
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In Fachkreisen ist bekannt, dass Investitionen in den Schiffsmarkt zu den Risikogeschäften zu zählen sind. Trotzdem wurden diese Investitionskredite durch die HSH-Nordbank mit Zustimmung der verantwortlichen Politiker der Landesregierungen in Hamburg und Schleswig-Holstein und durch aktive Steuerung des Bankmanagements massiv beworben und gewährt. 
 

 
 
Kritiker wie Prof. Martin Hellwig (Max-Planck-Institut, Bonn) sehen hier ganz klar, 
 
dass die verantwortlichen Politiker, als Vertreter der Staatsinteressen, Ihre Pflichten als Kontrollinstanz wieder einmal verletzt haben. 
 

 
 
Ende Februar 2018 war der Verkauf der HSH Nordbank an ein Konsortium um die US-Finanzinvestoren und US-Hedgefonds Cerberus und J.C. Flowers für rund eine Milliarde Euro besiegelt worden. Bekannt gegeben hatten diese Meldung Schleswig-Holsteins Ministerpräsident Daniel Günther (CDU) und Hamburgs Erster Bürgermeister Olaf Scholz (SPD). 
 

 
 
Sicherlich waren die gezeigten hervorragenden Kontroll-Leistungen von Hamburgs ersten Bürgermeister in Sachen HSH Nordbank eine Empfehlung für die nachfolgende Berufung zum Bundesfinanzminister im März 2018. 
 

 
 
Unter dem Strich werden die 15 Jahre HSH Nordbank dem Steuerzahler runde 13 Milliarden Euro gekostet haben. Bei einer Anzahl von insgesamt 4,7 Millionen Einwohnern (Hamburg 1,8 Mio., Schleswig-Holstein 2,9 Mio.) ergibt sich daraus 
 
eine Schuldenlast pro Einwohner in Höhe von rund 2.800 Euro. 
 

 
 
Zudem werden viele der 2.000 Bankmitarbeiter ihre Arbeitsplätze verlieren, da im Kaufvertrag keine Arbeitsplatzgarantien festgelegt sind.
 

 
 
Eventuell bietet die nachfolgende Notiz Ideen, wie eine Bankenaufsicht durch Boni anderer Art verbessert werden kann.
 

 
 
2018 - Whistleblower erhalten 83 Millionen Dollar von US-Börsenaufsicht: 
 
Die US-Börsenaufsicht SEC hat drei Mitarbeiter der Bank of America mit 83 Millionen Dollar für belastbare Hinweise belohnt. Diese Hinweise führten zur Aufdeckung unzulässiger, risikoreicher Geschäfte mit der US-Bank Merrill Lynch. Die Geschäfte standen im Zusammenhang mit der Verwendung von Kundengelder für eigene Spekulationen und wurden bereits 2016 mit 415 Millionen Dollar Strafe geahndet. 
 

 
 

 
 

 
 
Links:
 
HSH Nordbank: www.hsh-nordbank.de
 
Max-Planck-Institute, Bonn: www.coll.mpg.de
 
Containerschiffe: https://de.wikipedia.org/wiki/Containerschiff
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

    
        1.4 Weiter so 2018

    
 
 
Nach dem Allianz Global Wealth Report 2017 ergibt sich ein Paradoxon aus der Nullzinspolitik. Die Verursacher der Finanzkrise werden zu Gewinnern der Finanzkrise.
 

 
 
Dem Bericht zufolge, bekamen alleine im Jahr 2016 die Banken in den Industrieländern 1.400 Milliarden Euro Zuschüsse aus staatlichen Kassen. Nach Schätzungen verloren die privaten Haushalte 2016 dagegen durch Nullzins und Inflation real 300 Milliarden Euro. 
 

 
 
Passend dazu kommen im März 2018 Vorlagen der EU-Kommission: Banken sollen ihre faule Kredite leichter abbauen dürfen. So soll die erneute Anhäufung fauler Kredite verhindert und das Restrisiko für Europas Bankensystem beseitigt werden. 
 
EU-Staaten und Europaparlament müssen noch zustimmen. 
 

 
 
Situation EU 2018: 930 Milliarden fauler Kredite - die nicht mehr bedient werden oder zu spät trotz niedriger Zinsen. 
 

 
 
Davon zum Beispiel: 2,1% in Deutschland, 12% in Italien, 49% in Griechenland 
 

 
 
Zudem sollen bei einem Ausfall von Tilgungen Banken von Unternehmen die mit einem Kredit verbundenen Sicherheiten sofort und ohne Gerichtsverfahren einziehen dürfen. 
 

 
 
Anmerkung: Das erspart dann auch den Insolvenzverwalter und die Rechte anderer sind gegebenenfalls auch gleich Null-und-Nichtig und vom Tisch. Wichtig wäre in dem Zusammenhang daran zu denken, dass diese Art Zugriffe durch Banken nicht anzweifelbar und juristisch unanfechtbar sind! 
 
Dies sollte auch gelten, falls Banken dieses Prinzip zur offensiven Selbstversorgung mittels Unternehmensübernahmen einsetzen. 
 

 
 
Die EU-Kommission will den Staaten Blaupausen (Institution zur Übernahme fauler Kredite) zum Aufbau nationaler Bad Banks an die Hand geben.
 
Die Blaupausen managen die faulen Kredite und können damit Geschäfte machen.
 

 
 
Anmerkung: Eventuell ist das Darknet ein guter Handelsplatz für die geplanten Blaupausen? 
 

 
 
Jedenfalls wird die Europäische Union durch diese Richtlinien zur Haftungsunion. 
 

 
 

 
 
Anmerkungen und Vorschlag:
 
Eventuell wäre es sinnvoll, wenn die Kommission gleich einen Schritt weiter denkt und dieses Haftungsprinzip auch gleich auf die privaten Nachbarschaften innerhalb der EU überträgt. Da auch die Anzahl der Privat-Insolvenzen steigt, wäre es doch für dieses Problemfeld eine Lösung, wenn Hausgemeinschaften oder Siedlungsgemeinschaften unter einem gemeinsam gehaltenen Nachbarschaftsrettungsschirm ständen. Sobald ein Nachbar in eine Schuldenfalle gerät, wird dieser durch die Mithaftung der Nachbarn aufgefangen. Durch dieses Solidarprinzip würde sicherlich auch die Verständnisbereitschaft und das nachbarschaftliche Harmoniegefüge gefördert werden. Vorteilhaft wäre auch, bei Staaten so nicht möglich, dass ein schneller Wechsel zu einer anderen Nachbarschaft und deren Rettungsschirm möglich wäre, falls sich in einer Nachbarschaft ein überlasteter Rettungsschirm ergeben sollte. Überlastete Rettungsschirme sollten eventuell in Brüssel zur Ablage in einem dafür neu geschaffenen Bad Room abgegeben werden können. Das löst dann alle Probleme. 
 

 
 

 
 
Neue Immobilien-Blase in Europa:
 
Die Preise von Wohnimmobilien steigen und steigen. 2016 wechselten in Deutschland 249.000 Ein- und Zweifamilienhäuser sowie 339.000 Eigentumswohnungen in einem Gesamtwert von 124 Milliarden Euro die Eigentümer. 
 

 
 
Aufgrund der Nullzinspolitik des Mario Draghi und der Kreditschwämme ist die Finanzierung selbst von überteuerten Immobilienkäufen zurzeit kein Problem. 
 
Jedoch wird die EZB den Nullkurs und den Ankauf von Anleihen (bis Anfang 2018 belief sich die Summe Anleihen-Ankäufe auf 2.300 Mrd. Euro) aufgrund des Leitzins-Anstiegs in den USA sicherlich noch im Laufe des Jahres 2018 aufgeben müssen, da es ansonsten zu einem Kapitalabfluss in Richtung Amerika kommen würde. 
 

 
 
Sobald der Leitzins auch in Europa wieder angehoben wird, wird das niedrige Kreditzinsniveau steigen und damit auch die Quote von Kreditausfällen durch in Not geratene Hauseigentümer. Es wiederholt sich in Europa die Situation, die 2007 zur Bankenkrise in den USA führte. Daraus wiederum ergibt sich dann das Gesamtergebnis der Nullzinspolitik: Die nächste selbstgemachte Finanzkrise. Und das zudem auf einem hohen Schuldenniveau. Das ist wieder einmal gut für die Bad Banks und schlecht für die Wirtschaft.
 

 
 
Am Immobilienmarkt kommt es zu einer Zunahme von Privatinsolvenzen und Zwangsverkäufen. Daraus resultiert eine Angebotsschwämme bei Immobilien mit fallenden Immobilien-Preisen. In Fachmedien wird in großen Städten mit einem Rückschlagpotential von bis 50 Prozent gerechnet, da gerade dort die 
 
Kaufpreise in keinem Verhältnis mehr zum erzielbaren Mietpreis stehen. 
 
Wieder kommt dadurch die Baubranche ins Stocken und alles weitere dann wie bereits 2008 gesehen und geschehen. 
 

 
 
Die in Basel ansässige Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) hat bereits in den zurückliegenden Jahren die Schuldenblase der Weltwirtschaft scharf kritisiert. 
 

 
 
Links:
 
Allianz Global Wealth Report 2017: www.allianz.com/de/economic_research/publikationen/spezialthemen_fmo/agwr17d.html/
 

 
 
Faule Kredite 2018: www.handelsblatt.com/finanzen/banken-versicherungen/vorschlaege-der-eu-kommission-banken-sollen-faule-kredite-leichter-abbauen-koennen/21070204.html 
 

 
 
BIZ: www.bis.org
 

 
 

 
 

 

    
        1.5 Bankensterben in Deutschland

    
 
 
Für das Bankensterben und die Filialschließungen gibt es viele Gründe: 
 
zunehmende Konkurrenz durch ausländische Banken, steigender Kostendruck und zunehmende Regulierungen. 
 

 
 
Die Möglichkeit mit Hilfe des Online-Bankings Kosten durch Ausdünnung des Filialnetzes zu reduzieren, wird in den letzten Jahren mehr und mehr umgesetzt und das Online-Banking offensiv propagiert. Mit der Zunahme des Online-Bankings wird allerdings auch die Kundentreue abnehmen, die früher im Bankensektor
 
vergleichsweise besonders hoch war.
 
 
 

 
 
Banken und Filialen in Deutschland:
 
- 1990: 4.750 Banken 68.000 Filialen
 
- 2000: 2.900 Banken 
 
- 2004: 2.400 Banken 
 
- 2018: 1.900 Banken 35.000 Filialen 
 

 
 

 
 
Besonders stark ist der Rückgang bei den Genossenschaftsbanken, wie zum Beispiel Volks- und Raiffeisenbanken. Gab es im Jahr 1990 hier noch 3.400 Banken, so waren bis Ende 2018 nur noch 1.050 von ihnen übrig geblieben. 
 

 
 
Ein neu auf den Bankenmarkt getretener Bankentypus ist die Direktbank. 
 
Eine Direktbank unterhält keine Filialen und ist öffentlich nicht erreichbar, sondern nur noch online oder per Telefon. Dadurch ist bei diesen Banken das Kostenniveau im Vergleich zu den Filialbanken niedrig. Sie können ihren Service mit günstigen Gebühren und Kreditzinsen anbieten und erhöhen damit den Kostendruck bei den Filialbanken.
 

 
 
Viele der Direktbanken sind Tochterunternehmen von Filialbanken, die damit dieses Marktsegment selbst besetzen, bevor es andere tun. Bekannte Direktbanken sind die Comdirect Bank, DKB, Consorsbank und ING-DiBa.
 

 
 

 
 

 
 

 

    
        1.6 Wem gehören die Banken?

    
 
 
Die öffentlich-rechtliche Banken, wie Zentralbanken, Landesbanken, Sparkassen, befinden sich mehrheitlich im Besitz und unter Kontrolle des Staates, der Bundesländer oder Kommunen. Landesbanken und kommunale Banken dienen wesentlich der regionalen Wirtschaftsförderung. Sie sind Anstalten des öffentlichen Rechts. 
 

 
 
Banken, wie die Deutsche Bank, sind in aller Regel Aktiengesellschaften, deren Aktien von Großaktionären, Aktien-Fonds und vielen Kleinanlegern gehalten werden. 
 

 
 
Genossenschaftsbanken haben teilweise die Rechtsform einer eingetragenen Genossenschaft und befinden sich damit in den Händen ihrer Mitglieder oder auch Kunden.
 

 
 
Sogenannte Privatbanken haben sich auf die Geschäfte und Verwaltung von vermögenden Kunden spezialisiert. Die Betreuung dieser Kunden steht im Mittelpunkt ihrer Bankengeschäfte. In Deutschland gibt es noch zirka 20 Privatbanken, deren Gründungsjahr teilweise bis ins 17. Jahrhundert zurückreicht. 
 
Die Gesellschaftsformen dieser Banken sind beispielsweise: Kommanditgesellschaft, Kommanditgesellschaft auf Aktien, Aktiengesellschaft. 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

    
        2.0 Börsen

    
 
 
Die ersten Börsen der Welt entstanden im 15. Jahrhundert in Belgien. 
 

 
 
Auf Basis von Angebot und Nachfrage werden an Börsen Wertpapiere, Devisen, Waren oder Rechte gehandelt. Der Handel erfolgt zu strikt festgelegten Zeiten. 
 
Während des Handels und zum Handelsabschluss werden die Handelskurse und Börsen-Indizes ermittelt und veröffentlicht. 
 

 
 
[image: Grafik 3]
 

 
 
Arten von Börsen:
 
- Warenbörse (Rohstoffe, Produkte)
 
- Terminbörse 
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